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FLÄCHEN FÜR BESONDERE ANLAGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN
UMWELTEINWIRKUNGEN SOWIE DIE IN DIESEM SINNE ZU TREFFENDEN
BAULICHEN VORKEHRUNGEN  (§ 9 Abs.1 Nr.24 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für besodere Anlagen zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen sowie in diesem Sinne zu 
treffenden baulichen Vorkehrungen

bauliche Vorkehrungen; Schallschutzwand

FLÄCHEN FÜR DAS ANPFLANZEN VON BÄUMEN UND STRÄUCHERN UND SONSTI-
GEN BEPFLANZUNGEN, BINDUNGEN FÜR BEPFLANZUNGEN
(§ 9 Abs.1 Nr.25a, BauGB)

zu pflanzender Baum

SONSTIGES

Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs (§9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen
(§1 Abs. 4, §16 Abs. 5 BauNVO)

 bis 20° Dachneigung (§ 86 Abs.1 Nr.1 LBauO) -Beispiel-

gD geneigtes Dach

FD Flachdach

INFORMATIVE PLANKENNZEICHNUNGEN

vorgeschlagene Grundstücksgrenzen

vorhandene Flurstücksgrenzen

GRÜNFLÄCHEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Öffentliche Grünfläche  (Stadt Trier)

Zweckbestimmung: Parkanlage  (Stadt Trier)

Zweckbestimmung: Spielfläche  (Stadt Trier)

FLÄCHEN FÜR DIE RÜCKHALTUNG UND VERSICKERUNG VON
NIEDERSCHLAGSWASSER  (§ 9 Abs.1 Nr.14 BauGB)

Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von
Niederschlagswasser

MIT GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

MitGeh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen

G Gehrecht

G/L Geh- und Leitungsrecht

L Leitungsrecht

FLÄCHEN FÜR GEMEINSCHAFTSANLAGEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB)

GSt Flächen für Gemeinschaftsstellplätze mit Kennzeichnung
des Versorgungsbereichs  -Beispiel-

GCP Flächen für Gemeinschaftscarports mit Kennzeichnung
des Versorgungsbereichs  -Beispiel-

GGA Flächen für Gemeinschaftsgaragen mit Kennzeichnung
des Versorgungsbereichs  -Beispiel-

Kennzeichnung des Versorgungsbereichs von
Gemeinschaftsanlagen  -Beispiel-

FLÄCHEN FÜR NEBENANLAGEN, STELLPLÄTZE UND GARAGEN
(§ 9 Abs.1 Nr.4 BauGB)

St Flächen für Stellplätze

FLÄCHEN FÜR DEN GEMEINBEDARF  (§ 9 Abs.1 Nr.5 BauGB)

Flächen für den Gemeinbedarf

EINRICHTUNGEN UND ANLAGEN:

Schule  (Stadt Trier)

Sporthalle  (Stadt Trier)

HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN IN WOHNGEBÄUDEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

max. 2 Wo maximal 2 Wohnungen zulässig  -Beispiel-

FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN, FÜR DIE ABFALLENTSORGUNG
UND ABWASSERBESEITIGUNG SOWIE FÜR ABLAGERUNGEN
(§ 9 Abs. 1 Nr.12 BauGB)

Flächen für Versorgungsanlagen

Zweckbestimmung: Trafostation

VERKEHRSFLÄCHEN  (§ 9 Abs.1 Nr.11. BauGB)

Straßenverkehrsflächen mit Geh-und Radwegen,
Verkehrsgrünflächen

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung:

Zweckbestimmung: Verkehrsberuhigter Bereich

Zweckbestimmung: Fußgängerbereich mit ÖPNV-Trasse

Ein- und Ausfahrtbereich

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Straßenbegrenzungslinie

Fußwege

Lhmin= Durchgang mit Angabe der min. lichten Höhe

LEGENDE

ART DER BAULICHEN NUTZUNG  (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet  (§ 4 BauNVO)

Mischgebiet  (§ 6 BauNVO)

sonstiges Sondergebiet  (§ 11 BauNVO)
Zweckbestimmung: Einkaufs- und Dienstleistungszentrum

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG  (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB)

Grundflächenzahl  §§ 16 Abs.2, 19 BauNVO)
-Beispiel-

Geschoßflächenzahl  (§§ 16 Abs.2, 20 BauNVO)
-Beispiel-

Thmax= Traufhöhe als Höchstmaß

Fhmax= Firsthöhe als Höchstmaß

Zahl der Vollgeschosse Höchstgrenze
(§§ 16 Abs.2, 20 BauNVO)  -Beispiel-

Zahl der Vollgeschosse als Mindest- und Höchstgrenze
(§§ 16 Abs.4, 20 BauNVO)  -Beispiel-

BAUWEISE, ÜBERBAUBARE FLÄCHEN, STELLUNG BAULICHER ANLAGEN

(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB)

o offene Bauweise  (§ 22 Abs.2 BauNVO)

a abweichende Bauweise  (§22 Abs. 4 BauNVO)

E nur Einzelhäuser zulässig  (§ 22 Abs.2 BauNVO)

E/D nur Einzel- oder Doppelhäuser zulässig  (§ 22 Abs.2 BauNVO)

H nur Hausgruppen zulässig  (§ 22 Abs.2 BauNVO)

Baugrenze  (§ 23 Abs.1 und 3 BauNVO)

Baulinie  (§ 23 Abs.1 und 2 BauNVO)

Haupt-Gebäuderichtung verbindlich,

VERFAHRENSVERMERKE 
 
 
1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS: 
 
Der Stadtrat der Stadt ...........................................hat in seiner Sitzung am 
.....................................die Aufstellung dieses Bebauungsplanes beschlossen. 
 
 
Trier, den....................               (Der Oberbürgermeister)
 

2. ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG DES AUFSTELLUNGSBESCHLUSSES:
 
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs.1 BauGB 
erfolgte am ................................................ 
 
 
Trier, den....................               (Der Oberbürgermeister)
 
3. BETEILIGUNG DER BÜRGER: 
 
Die Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs.1 BauGB erfolgte am ............................. 
 
 
Trier, den....................               (Der Oberbürgermeister)
 
4. RICHTIGKEIT DER PLANUNTERLAGE: 
 
Es wird bescheinigt, daß die Grenzen und die Bezeichnungen der Flurstücke mit dem 
Nachweis des Liegenschaftskatasters übereinstimmen. 
Stand der Katasterunterlagen................................................, den................ 
 
Trier, den....................              (Städt. Vermessungsamt)
 

5. VERMERK ÜBER DIE ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG 
 
Der Bebauungsplan-Entwurf in der Fassung vom .............. hat gemäß § 3 Abs. 3 
BauGB auf die Dauer eines Monats, und zwar in der Zeit vom .................bis 
einschließlich ................ zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegen. Ort und 
Dauer der Auslegung wurden am ................ ortsüblich bekanntgemacht mit dem Hinweis, daß 
Bedenken und Anregungen während der Auslegungszeit vorgebracht werden können. 
 
Trier, den....................               (Der Oberbürgermeister)
 

6. VERMERK ÜBER DIE 2. ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG 
 
 
Der Bebauungsplan-Entwurf in der Fassung vom .............. hat gemäß § 3 Abs. 3 
BauGB auf die Dauer eines Monats, und zwar in der Zeit vom .................bis 
einschließlich ................ zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegen. Ort und 
Dauer der Auslegung wurden am ................ ortsüblich bekanntgemacht mit dem Hinweis, daß 
Bedenken und Anregungen während der Auslegungszeit vorgebracht werden können. 
 
Trier, den....................               (Der Oberbürgermeister)
 

7. SATZUNGSBESCHLUSS ÜBER DIE ÖRTLICHEN BAUVORSCHRIFTEN UND 
SATZUNGSBESCHLUSS DES BEBAUUNGSPLANS SOWIE DER SATZUNG 
ÜBER DIE GENEHMIGUNGSPFLICHT VON GRÜNDSTÜCKSTEILUNGEN 
 
Aufgrund des §24 GemO hat der Stadtrat die auf Landesrecht beruhenden örtlichen 
Bauvorschriften des Bebauungsplanes in seiner Sitzung am ............... 
als Satzung beschlossen. 
Aufgrund der §§ 1 bis 4 und 8 bis 10 BauGB hat der Stadtrat nach vorangegangener Prüfung 
der Anregungen den Bebauungsplan mit Übernahme der auf Landesrecht beruhenden 
Festsetzungen in seiner Sitzung am ................... als Satzung beschlosssen. 
Aufgrund des § 24 Gem.O hat der Stadtrat in seiner Sitzung am ................ die Satzung über die 
Genehmigungspflicht von Grundstücksteilungen nach § 19 BauGB beschlossen. 
 
Trier, den....................               (Der Oberbürgermeister)
 

8.  AUSFERTIGUNG  
 
Der Bebauungsplan, bestehend aus: Planzeichnung, bauplanungsrechtlichen Festsetzungen , 
bauordnungsrechtlichen Festsetzungen, Begründung und Satzung sowie die Satzung über 
die Genehmigungspflicht von Grundstücksteilungen stimmen mit allen ihren Bestandteilen 
mit dem Willen des Stadtrates überein. 
Das für den Bebauungsplan und die Satzung über die Genehmigungspflicht von 
Grundstücksteilungen vorgeschriebene gesetzliche Verfahren wurde eingehalten. 
Der Bebauungsplan und die Satzung über die Genehmigungspflicht von 
Grundstücksteilungen werden hiermit ausgefertigt. Sie treten am Tag ihrer Bekanntmachung /
                                                                                                           in Kraft. 
 
 

Trier, den....................               (Der Oberbürgermeister)
 

9. BEKANNTMACHUNG DES BESCHLUSSES DES BEBAUUNGSPLANES UND 
DER ÖRTLICHEN BAUVORSCHRIFTEN SOWIE DER SATZUNG ÜBER DIE 
GENEHMIGUNGSFLICHT VON GRUNDSTÜCKSTEILUNGEN 
 
Die ortsübliche Bekanntmachung des Beschlusses des Bebauungsplanes gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB sowie die öffentliche Bekanntmachung der Satzung über die örtlichen Bauvorschriften 
und die Satzung über die Genehmigungspflicht von Grundstücksteilungen gemäß § 24 Abs. 3 
BauGB erfolgte am ........................ 
 
Trier, den....................               (Der Oberbürgermeister)
     
    

STADT TRIER

BEBAUUNGSPLAN BU11 "ÖSTLICH
OLBESCHGRABEN"
SATZUNG ÜBER DIE GENEHMIGUNGSPFLICHT
VON GRUNDSTÜCKSTEILUNGEN
ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN DER STADT TRIER

STADT TRIER    BEBAUUNGSPLAN  BU11  "ÖSTLICH OLBESCHGRABEN" M 1 : 1000

M 1 : 1000
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vom 06. Juli 1998 (GVBl. I S. 171) 

� Landespflegegesetz (LPflG) in der Fassung vom 5. Februar 1979 (GVBl. S. 
36), zuletzt geändert durch das Landesgesetz zur Änderung des Landespfle-
gegesetzes vom 14. Juni 1994 (GVBl. S. 280) 

� Bundesimmissionsschutzgesetz (BIMSchG) in der Fassung vom 14. Mai 
1990 (BGBL I S. 880), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. April 1997 
(BGBL I S. 805) 

� Landeswassergesetz (LWG) in der Fassung vom 14. Dezember 1990 (GVBl. 
1991 S. 11), zuletzt geändert durch das Landesgesetz zur Änderung des 
Landeswassergesetzes und des Landesabfallwirtschafts- und Altlasten-
gesetz vom 05. April 1995 (GVBl. S. 69) 

 
 
Aufgrund der Überleitungsvorschrift des § 233 Abs. 1 Satz 2 BauGB wird das  
Bauleitplanungsverfahren ab dem Verfahrensschritt "öffentliche Auslegung  
des Planentwurfs" (§ 3 Abs. " BauGB) nach dem BauGB in der Fassung des  
Gesetzes zur Änderung des Baugesetzbuches und zur Neuregelung des 
Rechts der Raumordnung (bau- und Raumordnungsgesetz 1998 - BauROG) 
vom 18.August 1997 (BGBI.I, S. 2081) in Kraft seit 01.01.1998 fortgeführt. 
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STADTPLANUNG

DIE ARTENLISTEN DES LANDESPFLEGERISCHEN PLANUNGSBEITRAGES SIND BESTANDTEIL DES
BEBAUUNGSPLANES UND DEN TEXTLICHEN FESTSETZUNGEN IN FORM EINER ANLAGE BEIGEFÜGT.

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes textlich festgesetzt:

� Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB i.V. mit §§ 1-23 BauNVO sowie §
19 BauGB

1. ART UND MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
1.1 WA = Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO i.V. mit § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO.

Zulässig sind:
� Wohngebäude,
� die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirt-schaften sowie

nicht störenden Handwerksbetriebe.
Ausnahmsweise zulässig sind:
� Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
� sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
� Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.LBauO
Nicht zulässig sind:
� Anlagen für Verwaltungen,
� Gartenbaubetriebe,
� Tankstellen.

1.2 MI = Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO i.V. mit § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO
Zulässig sind:
� Wohngebäude,
� Geschäfts- und Bürogebäude,
� Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Be-

herbergungsgewerbes,
� Sonstige Gewerbebetriebe,
� Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und

sportliche Zwecke,
� Gartenbaubetriebe,
� Tankstellen und
� Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO in den Teilen des Gebietes, die

überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind.
Ausnahmsweise zulässig sind:
� Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO außerhalb der Teile des Gebietes,

die überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind.
Im Mischgebiet H sind Einzelhandelsbetriebe nicht zulässig.

1.3 SO
1
 , SO

2
 und SO3= Sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO, Zweck-bestimmung: Einkaufs-

und Dienstleistungszentrum.

1.3.1 Im SO
1
 sind nur folgende Nutzungen zulässig:

� 1 großflächiger Einzelhandelsbetrieb mit einer Verkaufsfläche von maximal 1700 m2 und dem
Sortimentsschwerpunkt "Nahrungsmittel". Die sonstigen Sortimente des Betriebes dürfen 25
% der zulässigen Verkaufsfläche von 1700 m2 nicht überschreiten sowie

� Sonstige nicht großflächige Einzelhandelsbetriebe mit einer Verkaufsfläche von jeweils
maximal 400 m2.

� Die Gesamtverkaufsfläche aller Einzelhandelsbetriebe darf dabei 2800 m2 nicht überschreiten.

� Geschäfts- und Bürogebäude, Schank- und Speisewirtschaften, und sonstige
Gewerbebetriebe im Sinne des § 6 Abs. 2 BauNVO,

1.3.2 Im SO
2
 sind nur folgende Nutzungen zulässig:

� 1 großflächiger Einzelhandelsbetrieb als Discounter mit einer Verkaufsfläche von maximal 800
m2 und dem Sortimentsschwerpunkt "Nahrungsmittel". Die sonstigen Sortimente des
Betriebes dürfen 35 % der zulässigen Verkaufsfläche von 800 m2 nicht überschreiten,

� Sonstige nicht großflächige Einzelhandelsbetriebe mit einer Verkaufsfläche von jeweils
maximal 400 m2,

� Die Gesamtverkaufsfläche aller Einzelhandelsbetriebe darf dabei 1000 m2 nicht überschreiten.
� Geschäfts- und Bürogebäude, Schank- und Speisewirtschaften, und sonstige

Gewerbebetriebe im Sinne des § 6 Abs. 2 BauNVO.
1.3.3 Im SO3 sind nur folgende Nutzungen zulässig:

� Geschäfts- und Bürogebäude, Schank- und Speisewirtschaften, und sonstige
Gewerbebetriebe im Sinne des § 6 Abs. 2 BauNVO,

� Anlagen der öffentlichen Verwaltung.
Nicht zulässig sind Einzelhandelsbetriebe.

1.4 Die Geschoßfläche für Einzelhandels- und Dienstleistungseinrichtungen im Gebiet SO1 wird auf
maximal 4200 m2 festgelegt. Ausgenommen hiervon sind rein gewerbliche Nutzungen ohne
unmittelbaren funktionalen Zusammenhang zu dem Einkaufs- und Dienstleistungszentrum sowie
nicht allseitig umschlossene bauliche Anlagen (überdachte Flächen), die der Erschließung der
baulichen Anlagen dienen (§ 16 Abs. 6 BauNVO).

1.5 Die Geschoßfläche für Einzelhandels- und Dienstleistungseinrichtungen im Gebiet SO2 wird auf
maximal 1750 m2 festgelegt. Ausgenommen hiervon sind rein gewerbliche Nutzungen ohne
unmittelbaren funktionalen Zusammenhang zu dem Einkaufs- und Dienstleistungszentrum sowie
nicht allseitig umschlossene bauliche Anlagen (überdachte Flächen), die der Erschließung der
baulichen Anlagen dienen (§ 16 Abs. 6 BauNVO).

1.6 Gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO wird festgesetzt, daß die festgesetzten Baugrenzen in den
Baugebieten SO1 und SO2 durch der Erschließung der baulichen Einrichtungen dienende, nicht
allseitig umschlossene Anlagen (überdachte Flächen, Anlieferung) überschritten werden dürfen.

1.7 Gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO wird festgesetzt, daß die festgesetzten Baugrenzen in den mit
Nutzungsschablone C gekennzeichneten Allgemeinen Wohngebieten ausnahmsweise durch
eingeschossige Anbauten (Kellerersatzräume) bis zu einer Tiefe von 3,5 m überschritten werden
dürfen.

1.8 Der Grundstücksfläche i.S. des § 19 Abs. 3 BauNVO sind die Flächenanteile von außerhalb des
Baugrundstückes festgesetzten Gemeinschaftsanlagen nach § 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB
hinzuzurechnen (§ 21 a Abs. 2 BauNVO).

1.9 Gemäß § 21a Abs. 1 und 4 BauNVO wird festgesetzt, daß Tiefgaragen nicht auf die zulässige Zahl
der Vollgeschosse angerechnet werden und die Grundfläche von Tiefgaragen bei der Ermittlung
der Geschoßfläche unberücksichtigt bleibt.

1.10 Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO wird festgesetzt, daß im Allgemeinen Wohngebiet sowie im SO1

, SO2 und SO3 eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch Garagen, Stellplätze mit
ihren Zufahrten und Nebenanlagen i.S. des § 14 BauNVO nicht zulässig ist. Dies gilt nicht für die
in der Planzeichnung mit Nutzungsschablone C gekennzeichneten Allgemeinen Wohngebiete. In
den Gebieten C sind die in § 19 Abs. 4 BauNVO genannten Überschreitungen zulässig.

1.11 In dem in der Planzeichnung mit Nutzungsschablone G bezeichneten Bereich sind bei der
Ermittlung der Grundfläche die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten
sowie von Nebenanlagen i.S. des § 14 BauNVO nicht mitzurechnen (§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO).

1.12 Als Bezugspunkt für die Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen in den Sondergebieten J wird
gem. § 18 BauNVO die Oberfläche der dem Baugrundstück vorgelagerten Verkehrsfläche
festgesetzt.
Als Oberfläche wird die Höhe der Platzfläche des Fußgängerbereichs gemessen in der Mitte des
Baufensters bestimmt.

1.13 Soweit in der Planzeichnung maximale Traufhöhen festgesetzt sind, gelten diese Höhen bei
Ausbildung von Flachdächern analog als maximale Höhe der Oberkante Flachdach.

1.14 In den Allgemeinen Wohngebieten und Mischgebieten wird die zulässige Erdge-
schoßfußbodenhöhe wie folgt festgelegt:

1.14.1 Die Höhe des Fertigbodens des Erdgeschosses (OKFFB) darf bei Grundstücken mit bergseitiger
Erschließung (Oberkante der angrenzenden Verkehrsfläche liegt i.M. oberhalb des
Grundstücksmittelpunktes) maximal 0,4 m über der Oberkante der angrenzenden Verkehrsfläche
(Straßenmitte) liegen, zu messen in der Mitte der bergseitigen Gebäudekante des
Hauptbaukörpers.

1.14.2 Bei sonstigen Grundstücken darf die Höhe des Fertigfußbodens des Erdgeschosses (Oberkante
der angrenzenden Verkehrsfläche liegt i.M. gleich hoch oder unterhalb des
Grundstücksmittelpunktes) maximal 0,4 m über der Oberkante des natürlichen Geländes liegen, zu
messen in der Mitte der bergseitigen Gebäudekante des Hauptbaukörpers.

2. BAUWEISE (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
Die in der Planzeichnung festgesetzte abweichende Bauweise a wird wie folgt definiert: Zulässig
sind Gebäude mit einer Länge von mehr als 50 m. Im in der Planzeichnung als SO1 festgesetzten
Sondergebiet beträgt die maximal zulässige Baukörperlänge 100 m. Im Rahmen der festgesetzten
Baugrenzen darf bis an die jeweiligen Grundstücksgrenzen herangebaut werden. Ist eine Baulinie
auf der Grundstücksgrenze festgesetzt, so sind die Gebäude auf diese Grenze zu bauen.

3. MINDESTMASSE FÜR DIE BREITE DER BAUGRUNDSTÜCKE (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)
Für die im Allgemeinen Wohngebiet in offener Bauweise festgesetzten Hausgruppen wird die
Mindestbreite der Einzelgrundstücke mit 6,0 m festgesetzt.

4. FLÄCHEN FÜR NEBENANLAGEN, STELLPLÄTZE UND GARAGEN IN VERBINDUNG MIT FLÄCHEN
FÜR GEMEINSCHAFTSANLAGEN FÜR BESTIMMTE RÄUMLICHE BEREICHE (§ 9 ABS. 1 NR. 4  i.V.
MIT § 9 ABS. 1 NR. 22 BauGB)

4.1 Untergeordnete Nebenanlagen in Form von Gebäuden sind im allgemeinen Wohngebiet innerhalb
und außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, außerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen jedoch nur bis zu einem umbauten Raum von max. 15 m3. Hiervon
ausgenommen sind die in der Planzeichnung mit C gekennzeichneten Bereiche. In diesen C-
Bereichen wird die Größe von Nebenanlagen (Kellerersatzräume, Fahrradabstellräume etc.) auf
max. 12m³ umbauten Raum und max. 2,20 m Höhe begrenzt. Stellplätze, Garagen und Carports
sind maximal bis zu einer Tiefe von 15 m von der Straßen-begrenzungslinie zulässig.

4.2 Soweit in der Planzeichnung Gemeinschaftscarports festgesetzt sind, sind an deren Stelle auch
Gemeinschaftsstellplätze zulässig. Soweit Gemeinschaftsstellplätze festgesetzt sind, sind
alternativ auch Gemeinschaftscarports zulässig.

4.3 Tiefgaragen sind in allen Baugebieten sowohl innerhalb, als auch außerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen zulässig.

4.4 Nebenanlagen nach § 14 Abs. 2 BauNVO sind in allen Baugebieten sowohl innerhalb, als auch
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen ausnahmsweise zulässig.

5. VERKEHRSFLÄCHEN UND ANSCHLUSS ANDERER FLÄCHEN AN DIE VERKEHRS-FLÄCHEN (§ 9
ABS. 1 NR. 11 BauGB)

5.1 Soweit innerhalb der Verkehrsflächen im Zuge des Ausbaus Verkehrsgrünflächen angelegt
werden, ist je angefangene 25 m Grundstücksbreite maximal eine Überfahrt/Grundstückszufahrt
über diese Verkehrsgrünflächen zulässig. Die Überfahrt darf max. mit einer Breite von 3,0 m
ausgebaut werden; die Abflußverhältnisse für Niederschlagswasser sind dabei zu gewährleisten.

5.2 Überdachungen der Verkehrsflächen gemäß Planeintrag.

6. ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHEN IN VERBINDUNG MIT FLÄCHEN FÜR DIE RÜCKHALTUNG UND
VERSICKERUNG VON NIEDERSCHLAGSWASSER, MASS-NAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT UND  FESTSETZUNGEN ZUM
ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN SOWIE
BINDUNGEN FÜR BEPFLANZUNGEN (§ 9 ABS. 1 NR. 15, 14, 20 UND 25 a BauGB)

6.1 Garagenflachdächer sind als Gründächer (extensive oder intensive Dachbegrünung) zu gestalten.
Das auf Dachflächen und sonstigen voll versiegelten Flächen anfallende Niederschlagswasser ist
grundsätzlich breitflächig, unter Ausnutzung der belebten Bodenzone, dem natürlichen
Wasserkreislauf zuzuführen. Dazu sind auf den Grundstücken maximal 30 cm tiefe, bewachsene
Erdmulden mit einem Fassungsvermögen von mind. 50 l/m2 befestigter Fläche anzulegen.
Ausnahmsweise sind auch Mulden-Rigolen-Systeme zulässig. Hierbei ist sicherzustellen, daß die
Versickerung über die belebte Bodenzone erfolgt.
Extensive Dachbegrünungen werden mit einem Rückhaltevolumen von 30 l/m2 angerechnet. Der
Nachweis über die Rückhalte- und Versickerungsmulden ist im Entwässerungsantrag zu
erbringen. Überschüssiges Wasser ist per Notüberlauf über die Straßenentwässerung bzw. die
nach Nr. 7.2 und 7.3 festgesetzten Leitungsrechte und Geh- und Leitungsrechte den öffentlichen
Grünflächen zuzuleiten.

6.2 Zur Befestigung von Fußwegen, Einfahrten, Stellplätzen und Hofflächen sind nur
versickerungsfähige Materialien (z.B. offenfugiges Pflaster, Rasengittersteine, wassergebundene
Decken, Schotterrasen etc.) zulässig. Ausgenommen hiervon sind Fahrbahngassen im Bereich
von Stellplätzen innerhalb der mit J, G und H bezeichneten Baugebiete.

6.3 Stellplatzanlagen in den Sonder- und Mischgebieten sind so anzulegen, daß zwischen den
einzelnen Stellplatzreihen jeweils ein 3 m breiter Grünstreifen als Versickerungsfläche angeordnet
wird.

6.4 Die öffentlichen Grünflächen (Parkanlage/Spielfläche) sind mit Bäumen und Sträuchern gemäß
Artenliste des landespflegerischen Planungsbeitrages (siehe Anlage) zu gliedern und in extensiver
Weise zu unterhalten. Sie dienen neben dem Aufenthalt und Kinderspiel auch der Rückhaltung,
Versickerung und Ableitung von Niederschlagswasser in Erdmulden und flachen
Aufstaubereichen. Die Herstellung solcher Mulden und flacher Aufstaubereiche ist innerhalb der
Parkanlage zulässig. Ebenso ist innerhalb der öffentlichen Grünfläche die Anlage von Fußwegen
und Spielflächen zulässig.

6.5 Innerhalb der Verkehrsfläche der am östlichen Plangebietsrand festgesetzten Erschließungsstraße
sind beidseitig 3 m breite, gemuldete Grünstreifen anzulegen und mit Laubbäumen zu begrünen.
Die Grünstreifen dienen auch der Versickerung und Ableitung von Niederschlagswasser.

6.6 Die in der Planzeichnung festgesetzten Verkehrsflächen mit der besonderen Zweckbestimmung
"verkehrsberuhigter Bereich" sind mit standortgerechten Laub-bäumen zu gliedern.

6.7 An den in der Planzeichnung festgesetzten Stellen sind Straßenbäume gemäß Artenliste des
landespflegerischen Planungsbeitrages zu pflanzen. Von den Standorten kann um maximal 5 m
abgewichen werden.

7.3 Die in der Planzeichnung festgesetzten Geh,- und Leitungsrechte (GL) umfassen folgende
Befugnisse:
� Gehrecht zugunsten der angrenzenden Grundstücke,
� Befugnis der Träger der Ver- und Entsorgung zur Anlage und Unterhaltung von Ver- und

Entsorgungsleitungen sowie zur erstmaligen Erstellung von offenen Gräben und Mulden zur
Ableitung des überschüssigen, nicht verschmutzten Niederschlagswassers und

� Befugnis der jeweiligen Oberlieger zur Ein- und Durchleitung des von deren Grundstück
abzuleitenden, nicht versickerbaren Niederschlagswassers. Die Überlaufmulden sind vom
Grundstückseigentümer dauerhaft zu unterhalten.

8. FLÄCHEN FÜR BESONDERE ANLAGEN UND VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN
EINWIRKUNGEN IM SINNE DES BUNDESIMMISSIONSSCHUTZ-GESETZES SOWIE ZUM SCHUTZ
VOR SOLCHEN EINWIRKUNGEN ZU TREFFEN-DE BAULICHE UND SONSTIGE TECHNISCHE
VORKEHRUNGEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

8.1 Lärmschutzwand mit 2,50 m Höhe entlang der Nordseite der Kohlenstraße gemäß Eintrag in die
Planzeichnung.

8.2 In den in der Planzeichnung mit Nutzungsschablone G und H gekennzeichneten Mischgebieten
wird der Lärmpegelbereich IV gemäß DIN 4109 festgesetzt. Die nach DIN 4109 erforderlichen
Schalldämm-Maße für Außenbauteile , Wand und Fensterflächen sind an den westlichen, östlichen
und nördlichen Fassaden einzuhalten. Aufenthaltsräume an den westlichen, östlichen und
nördlichen Gebäudeseiten sind mit schalldämmenden Lüftungseinrichtungen zu versehen.

8.3 In dem in der Planzeichnung mit Nutzungsschablone E gekennzeichneten Bereich wird der
Lärmpegelbereich III gemäß DIN 4109 festgesetzt. Die nach DIN 4109 erforderlichen Schalldämm-
Maße für Außenbauteile, Wand und Fensterflächen sind an der nordwestlichen, nordöstlichen und
südöstlichen Fassade einzuhalten.
 Aufenthaltsräume an der nordwestlichen, nordöstlichen und südöstlichen Gebäudeseite sind mit
schalldämmenden Lüftungseinrichtungen zu versehen.

8.4 In den nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB in der Planzeichnung gesondert gekennzeichneten Bereichen
des Allgemeinen Wohngebietes (Teilbereiche der mit B und C gekennzeichneten Gebiete) wird der
Lärmpegelbereich II gemäß DIN 4109 festgesetzt. Die nach DIN 4109 erforderlichen Schalldämm-
Maße für Außenbauteile, Wand und Fensterflächen sind an den nördlichen und östlichen
Fassaden einzuhalten.

9. FLÄCHEN FÜR AUFSCHÜTTUNGEN, ABGRABUNGEN UND STÜTZMAUERN, SOWEIT SIE ZUR
HERSTELLUNG DES STRASSENKÖRPERS ERFORDERLICH SIND (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)
Zur Herstellung des Straßenkörpers erforderliche Böschungen und Stützmauern sind, soweit sie
außerhalb der festgesetzten Verkehrsflächen liegen, auf den Baugrundstücken entschädigungslos
zu dulden und verbleiben weiterhin in der Nutzung der jeweiligen Grundstückseigentümer.

10. KENNZEICHNUNGEN (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB)
Aufgrund der Tatsache, daß das Plangebiet zu einem großen Teil in den 70er Jahren aufgefüllt
wurde, ist in Teilbereichen mit einem mäßig bis gering tragfähigen Untergrund zu rechnen.
Der Begründung zum Bebauungsplan ist eine Übersichtskarte beigefügt, die über Tragfähigkeit
des Baugrundes an den Sondierungs- und Bohrstellen im Rahmen des zum Bebauungsplan
erstellten Baugrundgutachtens nähere Aufschlüsse gibt. Detailliertere Informationen können dem
o.g. Gutachten entnommen werden, das bei der Stadtverwaltung Trier eingesehen werden kann.

11. TEILUNGSGENEHMIGUNG (§ 19 BauGB)
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes bedarf die Teilung von Grundstücken zu ihrer
Wirksamkeit der Genehmigung nach § 19 BauGB.

� Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (Übernahme von auf Landesrecht beruhenden
Regelungen in den Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 88
LBauO Rheinland-Pfalz)

12. ÄUSSERE GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO)
12.1 In den Allgemeinen Wohngebieten  (WA) und Mischgebieten (MI) wird die Dachneigung wie folgt

festgesetzt:
− Werden Einzelhäuser errichtet, so sind nur geneigte Dächer mit einer Dachneigung zwischen

35o und 45o zulässig. Ausnahmsweise können auch Flachdächer zugelassen werden, sofern
das oberste Geschoß als Staffelgeschoß ausgeführt wird und gegenüber der zur
Erschließungsstraße gelegenen Gebäudetraufe um mehr als 1,5 m zurückgesetzt wird.

− Doppel- und Reihenhäuser sind zwingend mit einer einheitlichen Dachneigung von 37,5o

auszuführen. Bei gleichzeitiger Errichtung baulich zusammengefaßter Einzelbauvorhaben ist
sind auch Dachneigungen von 35o bis 45o sowie Flach- und Pultdächer zulässig.

− In Einzelfällen können von den o.g. Festsetzungen abweichende Dachneigungen und
Flachdächer als Ausnahme zugelassen werden.

12.2 Für die Dacheindeckung dürfen keine glänzenden/stark reflektierenden Materialien verwendet
werden.

12.3 Die Breite von Dachgauben darf einzeln nicht mehr als 2,0 m und in der Summe nicht mehr als 2/3
der zugehörigen Trauflänge betragen.

12.4 Die Breite von Dacheinschnitten darf einzeln max. 4,0 m, in der Summe jedoch max. 1/2 der
zugehörigen Trauflänge betragen.

13. EINFRIEDUNGEN (§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO)
Einfriedungen sind nur im Rahmen der in § 61 LBauO (genehmigungsfreie Vorhaben) getroffenen
Regelungen zulässig. An die in der Planzeichnung festgesetzte öffentliche Grünfläche
angrenzende Einfriedungen sind als Hecken in Form von Laubgehölzen oder als Drahtzäune
zulässig.

14. WERBEANLAGEN (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO)
Im Sondergebiet SO1 und SO2 gelten folgende Bestimmungen für Werbeanlagen:

14.1 Lichtwerbungen mit bewegtem, laufendem, blendendem oder im zeitlichen Wechsel
aufleuchtendem Licht sind unzulässig.

14.2 Werbeanlagen an Gebäuden sind max. bis zur Firsthöhe als flach an der Fassade angebrachte
Transparente (tafel- und kastenförmige Anlagen) bis max. 5,0 m Breite zulässig. Die Anbringung
von Werbeanlagen oberhalb der Traufe oder auf Flachdächern ist nicht zulässig.

14.3 Werbeanlagen unabhängig von Gebäuden sind einzeln bis zu einer Höhe von max. 3,5 m oder in
Form einer Sammelhinweistafel für alle Betriebe im SO-Gebiet bis zu einer Gesamthöhe von max.
5,0 m zulässig.

� Hinweise und Empfehlungen ohne Festsetzungscharakter
− Ver- und Entsorgungsleitungen sind so zu verlegen bzw. durch Schutzvorkehrungen zu sichern,

daß keine gegenseitige Beeinträchtigung von Bäumen und Sträuchern mit Leitungstrassen
stattfindet. Die Träger der Ver- und Entsorgung sind frühzeitig über den Beginn der
Erschließungs- und Baumaßnahmen zu unterrichten.

− Treten bei Erdarbeiten archäologische Funde zutage, so sind diese zu sichern und unverzüglich
dem Landesamt für Denkmalpflege zu melden.

− Es wird empfohlen, aus der Dachentwässerung anfallendes Niederschlagswasser in Zisternen
aufzufangen und als Brauchwasser, z.B. für die Gartenbewässerung zu verwenden.

− Es wird empfohlen, ungegliederte Fassadenflächen mit Kletterpflanzen unter Verwendung
standortgerechter, einheimischer Arten zu begrünen.

− Die Entwässerungseinrichtungen und Rückhaltemulden im Bereich der Straßen und öffentlichen
Grünflächen werden in Lage und Ausdehnung im Rahmen der Ausführungsplanung detailliert.

− Der Oberboden ist zu Beginn aller Erdarbeiten entsprechend DIN 18915, Blatt 2, abzuschieben,
ggf. zwischenzulagern und einer sinnvollen Folgenutzung zuzuführen.

− Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist mit unterschiedlichen Bodenverhältnissen zu
rechnen. Der Umfang der erforderlichen Gründungsarbeiten ist durch Bodengutachten bei
Beachtung der DIN 1054 festzulegen.

− Bei Pflanzungen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind die Bestimmungen des
Nachbarrechtsgesetzes Rheinland-Pfalz zu beachten.

− Bei der Realisierung des Bebauungsplanes gelten bis zur Aufhebung der Entwicklungssatzung
die besonderen Vorschriften für den städtebaulichen Entwicklungsbereich gem. § 165 ff. BauGB.

− Parallel zum Bebauungsplanverfahren wird eine Ausbauplanung für die öffentlichen
Verkehrsflächen erstellt. Der Bebauungsplan ist mit der Entwurfsplanung abgestimmt. Die
Entwurfsplanung ist der Begründung zum Bebauungsplan als Anlage beigefügt.

Anlage: Artenlisten des landespflegerischen Planungsbeitrages, erstellt durch
Bielefeld & Gillich, Trier, 06/1998

Bäume erster Ordnung:
Stieleiche Quercus robur
Spitzahorn Acer platanoides
Rotbuche Fagus sylvatica
Bergulme Ulmus glabra
Roßkastanie Aesculus hippocastanum
u.a.

Bäume zweiter Ordnung:
Feldahorn Acer campestre
Hainbuche Carpinus betulus
Birke Betula pendula
Holzapfel Malus sylvestris
Hochstämmige Obstbäume in Lokalsorten
u.a.

Sträucher:
Hasel Corylus avellana
Heckenkirsche Lonicera xylosteum
Windrosen Rosa canina u.a.
Gemeiner Schneeball Viburnum opulus
u.a.

6.8 Oberirdische Stellplatzanlagen sind einzugrünen und mit Pflanzstreifen zu gliedern. Es ist
mindestens ein Baum je 6 Stellplätze zu pflanzen. Soweit in der Planzeichnung innerhalb von
Stellplatzanlagen durch zeichnerische Festsetzung Bäume festgelegt sind, können diese auf die
vorgenannten Pflanzungen angerechnet werden.

6.9 Pro angefangene 250 m2 Grundstücksfläche ist auf den Baugrundstücken je ein Laubbaum zu
pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Im Plan eingetragene Pflanz-festsetzungen werden hierauf
angerechnet.

6.10 Auf der in der Planzeichnung festgesetzten Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern
sind großkronige, einheimische Laubbäume zu pflanzen und mit einer Wildstrauchhecke flächig
zu unterpflanzen.

6.11 Nadelgehölze dürfen nur als Solitär gepflanzt werden. Hecken aus Nadelgehölzen sind unzulässig.
6.12 Die Dächer von Tiefgaragen sind -soweit sie nicht überbaut werden oder als

Gemeinschaftsanlagen (z.B. Stellplätze / Spielplatz) gestaltet werden- zu mindestens 2/3 ihrer
Fläche zu begrünen.

7. MIT GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
7.1  Gehrecht (G) zugunsten der Allgemeinheit gemäß Planeintrag.
7.2  Die in der Planzeichnung festgesetzten Leitungsrechte (L) umfassen folgende Befugnisse:

� Befugnis der Träger der Ver- und Entsorgung zur Anlage und Unterhaltung von Ver- und
Entsorgungsleitungen sowie zur erstmaligen Herstellung von offenen Gräben und Mulden zur
Ableitung des überschüssigen, nicht verschmutzten Niederschlagswassers und

� Befugnis der jeweiligen Oberlieger zur Ein- und Durchleitung des von deren Grundstück
abzuleitenden, nicht versickerbaren Niederschlagswassers. Die Überlaufmulden sind vom
Grundstückseigentümer dauerhaft zu unterhalten.

STAND: SATZUNGSBESCHLUSS

16.12.96
u. 15.7.98

TRIER

4.3.97 und 28.7.98

9.6.98

TRIER 31.3.1999

11.9.98

Juli 98
5.8.98

28.7.98

3.3.99
9.2.99

Febr. 99
17.2.99

12.5.99
12.5.99

12.5.99

26.9.00

20.9.00

20.9.00

20.9.00

20.9.99

20.9.00

20.9.00

20.9.00

20.9.00

27.9.00

Gez.: i.V. Peter Dietze

Gez.: i.V. Peter Dietze

Gez.: i.V. Peter Dietze

Gez.: Arthkamp

Gez.: i.V. Peter Dietze

Gez.: i.V. Peter Dietze

Gez.: Helmut Schröer

Gez.: Helmut Schröer

Gez.: Helmut Schröer
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